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Synopse aktueller Ergebnisabführungsvertrag SWE Energie GmbH/Änderungsvertrag 
 
 

Aktueller Ergebnisabführungsvertrag SWE Energie GmbH 
(hier Stand: 1. Änderung vom 30.11./03.12.2007) 

Änderungsvertrag Bemerkungen 

 
Vorbemerkung 
 
Die Organgesellschaft mit Sitz in Erfurt, eingetragen im Handels-
register beim Amtsgericht Jena unter HRB 106080, verfügt nach 
Verschmelzung der Stadtwerke Erfurt Gasversorgung GmbH auf 
die Organgesellschaft über ein Stammkapital in Höhe von 
29.664.000,00 €, an welchem  
 
zu 61 % die SWE Stadtwerke Erfurt GmbH, 
zu 29 % die E.ON Thüringer Energie AG und 
zu 10 % die Thüga AG 
 
beteiligt sind. Die E.ON Thüringer Energie GmbH und Thüga AG 
werden nachfolgend die „außenstehenden Gesellschafter“ 
genannt.  
 

Vorbemerkung 
 
Die Organgesellschaft mit Sitz in Erfurt, eingetragen im Handels-
register beim Amtsgericht Jena unter HRB 106080, verfügt über 
ein Stammkapital in Höhe von 16.500.000,00 €, an welchem 
 
zu 61 % die SWE Stadtwerke Erfurt GmbH, 
zu 29 % die Thüringer Energie AG (außenstehender Gesellschaf-

ter) und 
zu 10 % die Thüga AG (außenstehender Gesellschafter) 

 
beteiligt sind. 
 

 
 
Die Vorbemerkung erhält neue Fassung. 
 
 

§ 1 Gewinnabführung 
 
(1) Die Organgesellschaft verpflichtet sich, während der Dauer 

des Vertrages, den gesamten nach den maßgeblichen 
handelsrechtlichen Vorschriften ermittelten Gewinn an den 
Organträger abzuführen. Abzuführen ist - vorbehaltlich ei-
ner Bildung oder Auflösung von anderen Gewinnrücklan-
gen nach § 1 (2) dieses Vertrages - der ohne die Gewinn-
abführung entstehende Jahresüberschuss, vermindert um 
einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahr. 

 
 
 
(2) Die Organgesellschaft darf mit Zustimmung des Organträ-

gers Beträge aus dem Jahresüberschuss insoweit in ande-
re Gewinnrücklagen einstellen, als dieses handelsrechtlich 
zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

§ 1 Gewinnabführung 
 
(1)  Die Organgesellschaft verpflichtet sich, während der Dauer 

dieses Vertrages ihren ganzen nach den maßgeblichen 
handelsrechtlichen Vorschriften ermittelten ohne die Ge-
winnabführung entstehenden Jahresüberschuss, der sich 
unter Berücksichtigung von Absatz 2 ergibt, vermindert um 
einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahr und ver-
mindert um den nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsge-
sperrten Betrag an den Organträger abzuführen. Die Ge-
winnabführung darf den in § 301 AktG, in seiner jeweils 
gültigen Fassung, genannten Betrag nicht überschreiten. 

 
(2) Die Organgesellschaft darf mit Zustimmung des Organträ-

gers Beträge aus dem Jahresüberschuss insoweit in ande-
re Gewinnrücklagen einstellen, als dieses handelsrechtlich 
zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

 
 
Abs. 1 erhält neue Fassung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Änderungen in Abs. 2  
 
 
 

d06hau
Textfeld
Anlage 3
DS 2436/13



Seite 2 von 8 
RL 107R/07 ti/ke, 17.10.2013 

wirtschaftlich begründet ist. 
 
 Sind während der Dauer dieses Vertrages andere Gewinn-

rücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB gebildet worden, kann 
der Organträger verlangen, dass die Beträge den anderen 
Gewinnrücklagen entnommen und als Gewinn abgeführt 
oder zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages verwendet 
werden. Die Abführung von Beträgen aus vor Beginn die-
ses Vertrages gebildeten Rücklagen ist unzulässig. 

 
(3) Die Verpflichtung zur Gewinnabführung gilt erstmals für 

den gesamten Gewinn des am 01.01.2001 beginnenden 
Geschäftsjahres der Organgesellschaft. 

 
 
 

wirtschaftlich begründet ist. 
 
 Sind während der Dauer dieses Vertrages andere Gewinn-

rücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB gebildet worden, kann 
der Organträger verlangen, dass die Beträge den anderen 
Gewinnrücklagen entnommen und als Gewinn abgeführt 
oder zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages verwendet 
werden. Die Abführung von Beträgen aus vor Beginn die-
ses Vertrages gebildeten Rücklagen ist unzulässig. 

 
(3) Die Verpflichtung zur Gewinnabführung gilt erstmals für 

den gesamten Gewinn des am 01.01.2001 beginnenden 
Geschäftsjahres der Organgesellschaft. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Änderung in Abs. 3 

§ 2 Verlustübernahme 
 
(1) Der Organträger ist verpflichtet, jeden während der Ver-

tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszu-
gleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, 
dass anderen Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB 
Beträge entnommen werden, die während der Vertrags-
dauer in diese eingestellt worden sind.  

 
(2) § 302 AktG findet in der jeweils gültigen Fassung entspre-

chende Anwendung. 
 

(3) Die Verpflichtung zur Verlustübernahme gilt erstmals für 
das am 01.01.2001 beginnende Geschäftsjahr der Organ-
gesellschaft. 

 

§ 2 Verlustübernahme 
 

(1) Zur Verlustübernahmeverpflichtung des Organträgers ge-
genüber der Organgesellschaft gelten die Vorschriften des 
§ 302 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung entspre-
chend. 

 
 
 
(2) Die Verpflichtung zur Verlustübernahme gilt erstmals für 

das am 01.01.2001 beginnende Geschäftsjahr der Organ-
gesellschaft. 

 
 

 
 
Abs. 1 und 2 zu neuem Absatz 1 zusammenge-
fasst. 
 
 
 
 
 
Abs. 3 wird Abs. 2. 
 
 
 
 

§ 3 Ausgleichszahlung 
 
(1) Der Organträger garantiert den außenstehenden Gesell-

schaftern der Organgesellschaft für jedes volle Geschäfts-
jahr der Organgesellschaft während der Dauer des Vertra-
ges, beginnend mit der Dividende für das Geschäftsjahr 

§ 3 Ausgleichszahlung 
 
(1) Der Organträger garantiert den außenstehenden Gesell-

schaftern der Organgesellschaft für jedes volle Geschäfts-
jahr der Organgesellschaft während der Dauer des Vertra-
ges, beginnend mit der Dividende für das Geschäftsjahr 

 
 
Abs. 1 erhält neue Fassung. 
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2007 eine jährliche feste Ausgleichszahlung in Höhe von € 
5,50 je € 100,00 Geschäftsanteil zu leisten. 

 
(2) Der Organträger verpflichtet sich weiterhin, der außenste-

henden Gesellschafterin jährlich eine weitere variable Aus-
gleichszahlung zu leisten, die wie folgt zu ermitteln ist: 

 
 Es wird ein fiktiver Jahresüberschuss ermittelt, der sich 

ergäbe, wenn der Ergebnisabführungsvertrag nicht be-
stünde und es zu einer Vollausschüttung des handelsrecht-
lichen Jahresüberschusses käme. Dieser Jahresüber-
schuss ist bereits um Gewerbesteuer, Körperschaftssteuer 
und Solidaritätszuschlag sowie um sonstige Steuern ge-
mindert. Bei der Ermittlung der Ertragssteuern wird unter-
stellt, dass keine Organschaft besteht. 

 
 Für die Ermittlung der variablen Ausgleichszahlung wird 

dieser fiktive Jahresüberschuss mit der Beteiligungsquote 
des jeweiligen außenstehenden Gesellschafters multipli-
ziert und um diesem außenstehenden Gesellschafter nach 
§ 3 (1) dieses Vertrages zustehende Ausgleichszahlung 
vermindert. 

 
 Für den Fall, dass der vorstehende Rechenschritt zu einem 

negativen Ergebnis führt, wird das Endergebnis auf neue 
Rechnung vorgetragen und mit künftigen Ausgleichszah-
lungen nach diesem Absatz verrechnet. Bei Beendigung 
dieses Vertrages entfällt ein eventueller Vortrag aus nega-
tiven Ergebnissen nach diesem Absatz.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Eine Verrechnung mit Ausgleichszahlungen nach § 3 (1) 

2014, eine jährlich feste Ausgleichszahlung in Höhe von 
23,00 € je 100,00 € Geschäftsanteil zu leisten.  

 
(2) Der Organträger verpflichtet sich weiterhin, der außenste-

henden Gesellschafterin jährlich eine weitere variable Aus-
gleichszahlung zu leisten, die wie folgt zu ermitteln ist: 

 
 Es wird ein fiktiver Jahresüberschuss ermittelt, der sich 

ergäbe, wenn der Ergebnisabführungsvertrag nicht be-
stünde und es zu einer Vollausschüttung des handelsrecht-
lichen Jahresüberschusses käme. Dieser Jahresüber-
schuss ist bereits um Gewerbesteuer, Körperschaftssteuer 
und Solidaritätszuschlag sowie um sonstige Steuern ge-
mindert. Bei der Ermittlung der Ertragssteuern wird unter-
stellt, dass keine Organschaft besteht. 

 
 Für die Ermittlung der variablen Ausgleichszahlung wird 

dieser fiktive Jahresüberschuss mit der Beteiligungsquote 
des jeweiligen außenstehenden Gesellschafters multipli-
ziert und um diesem außenstehenden Gesellschafter nach 
§ 3 (1) dieses Vertrages zustehende Ausgleichszahlung 
vermindert. 

 
 Für den Fall, dass der vorstehende Rechenschritt zu einem 

negativen Ergebnis führt, wird das Endergebnis auf neue 
Rechnung vorgetragen und mit künftigen Ausgleichszah-
lungen nach diesem Absatz verrechnet. Bei Beendigung 
dieses Vertrages entfällt ein eventueller Vortrag aus nega-
tiven Ergebnissen nach diesem Absatz.  

 
 Soweit sich aufgrund von bestandskräftigen Steuerveran-

lagungen Änderungen des fiktiven Jahresüberschusses er-
geben , sind die sich hieraus ergebenden Mehr- oder Min-
derzahlungen bei der Ermittlung der variablen Ausgleichs-
zahlung des Jahres zu berücksichtigen, in dem die Ände-
rung erfolgt. 

 
 
(3) Eine Verrechnung mit Ausgleichszahlungen nach § 3 (1) 

 
 
 
Abs. 2 wird um 5. Unterabsatz ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Änderung in Abs. 3. 
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dieses Vertrages ist ausgeschlossen.  
 
(4) Für den Fall, dass zwischen Organträger und Organgesell-

schaft eine gewerbesteuerliche Organschaft besteht (oder 
während der Vertragsdauer begründet wird), ist fiktive Ge-
werbesteuer im Sinne des § 3 (2) dieses Vertrages die 
Gewerbesteuer, die die Organgesellschaft bei 
Hinwegdenken der gewerbesteuerlichen Organschaft 
schulden würde. Fiktive Körperschaftsteuer bzw. Solidari-
tätszuschlag im Sinne des § 3 (2) dieses Vertrages ist die 
Körperschaftsteuer bzw. der Solidaritätszuschlag, die die 
Organgesellschaft bei Hinwegdenken der körperschafts-
steuerlichen Organschaft ohne Berücksichtigung des 
sechsten Teils des Körperschaftsteuergesetzes schulden 
würde. 

 
(5) Der Anspruch der außenstehenden Gesellschafterin auf 

Zahlung eines Ausgleiches besteht gegenüber dem Organ-
träger. Unbeschadet des zivilrechtlichen Anspruchs der 
außenstehenden Gesellschafterin gegenüber dem Organ-
träger auf Ausgleichszahlung bedient sich der Organträger 
der Organgesellschaft zur Anspruchserfüllung. 

 
(6) Die Ausgleichszahlungen sind - ebenso wie eine Ergebnis-

abführung - am ersten Bankarbeitstag nach der Feststel-
lung des Jahresabschlusses der Organgesellschaft für das 
abgelaufene Geschäftsjahr fällig.  

 
(7) Die Ausgleichszahlung zugunsten der außenstehenden 

Gesellschafter wird erstmalig für das volle Geschäftsjahr 
der Organgesellschaft gewährt, für das dieser Vertrag 
wirksam wird. Falls der Vertrag während eines Geschäfts-
jahres der Organgesellschaft endet oder die Organgesell-
schaft während der Dauer des Vertrages ein Rumpfge-
schäftsjahr bildet, vermindert sich der Ausgleich zeitantei-
lig. 

 
(8) Im Falle einer Erhöhung des Stammkapitals aus Gesell-

schaftsmitteln der Organgesellschaft vermindert sich die 

dieses Vertrages ist ausgeschlossen.  
 
(4) Für den Fall, dass zwischen Organträger und Organgesell-

schaft eine gewerbesteuerliche Organschaft besteht (oder 
während der Vertragsdauer begründet wird), ist fiktive Ge-
werbesteuer im Sinne des § 3 (2) dieses Vertrages die 
Gewerbesteuer, die die Organgesellschaft bei 
Hinwegdenken der gewerbesteuerlichen Organschaft 
schulden würde. Fiktive Körperschaftsteuer bzw. Solidari-
tätszuschlag im Sinne des § 3 (2) dieses Vertrages ist die 
Körperschaftsteuer bzw. der Solidaritätszuschlag, die die 
Organgesellschaft bei Hinwegdenken der körperschafts-
steuerlichen Organschaft ohne Berücksichtigung des 
sechsten Teils des Körperschaftsteuergesetzes schulden 
würde. 

 
(5) Der Anspruch der außenstehenden Gesellschafterin auf 

Zahlung eines Ausgleiches besteht gegenüber dem Organ-
träger. Unbeschadet des zivilrechtlichen Anspruchs der 
außenstehenden Gesellschafterin gegenüber dem Organ-
träger auf Ausgleichszahlung bedient sich der Organträger 
der Organgesellschaft zur Anspruchserfüllung. 

 
(6) Die Ausgleichszahlungen sind - ebenso wie eine Ergebnis-

abführung - am ersten Bankarbeitstag nach der Feststel-
lung des Jahresabschlusses der Organgesellschaft für das 
abgelaufene Geschäftsjahr fällig.  

 
(7) Die Ausgleichszahlung zugunsten der außenstehenden 

Gesellschafter wird erstmalig für das volle Geschäftsjahr 
der Organgesellschaft gewährt, für das dieser Vertrag 
wirksam wird. Falls der Vertrag während eines Geschäfts-
jahres der Organgesellschaft endet oder die Organgesell-
schaft während der Dauer des Vertrages ein Rumpfge-
schäftsjahr bildet, vermindert sich der Ausgleich zeitantei-
lig. 

 

(8) Im Falle einer Erhöhung des Stammkapitals aus Gesell-

schaftsmitteln der Organgesellschaft vermindert sich die 

 
 
Keine Änderung in Abs. 4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Änderung in Abs. 5. 
 
 
 
 
 
 
Keine Änderung in Abs. 6. 
 
 
 
 
Keine Änderung in Abs. 7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 8 erhält neue Fassung. 
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Relation (feste Ausgleichszahlung je 100,00 € Geschäfts-
anteil) des fest zu zahlenden Ausgleiches gemäß § 3 (1) 
dieses Vertrages in der Weise, dass der vor der Stammka-
pitalerhöhung gemäß § 3 (1) dieses Vertrages errechnete 
Gesamtbetrag unverändert bleibt. Im Falle einer Herabset-
zung des Stammkapitals ohne Auskehrung an die Gesell-
schafter erhöht sich die Relation (feste Ausgleichszahlung 
je 100,00 € Geschäftsanteil) des fest zu zahlenden Aus-
gleiches gemäß § 3 (1) dieses Vertrages in der Weise, 
dass der vor der Stammkapitalherabsetzung gemäß § 3 (1) 
dieses Vertrages errechnete Gesamtbetrag unverändert 
bleibt. Dies gilt nicht für die bereits konkret geplante Kapi-
talherabsetzung ohne Auszahlung an die Gesellschafter 
von 29.664.000,00 € auf 16.500.000,00 €. Die feste Aus-
gleichszahlung beträgt auch nach Herstellung dieser Ziel-
kapitalgröße unverändert 5,50 € je 100,00 € Geschäftsan-
teil.  

 

Relation (feste Ausgleichszahlung je 100,00 € Geschäfts-
anteil) des fest zu zahlenden Ausgleiches gemäß § 3 (1) 
dieses Vertrages in der Weise, dass der vor der Stammka-
pitalerhöhung gemäß § 3 (1) dieses Vertrages errechnete 
Gesamtbetrag unverändert bleibt. Im Falle einer Herabset-
zung des Stammkapitals ohne Auskehrung an die Gesell-
schafter erhöht sich die Relation (feste Ausgleichszahlung 
je 100,00 € Geschäftsanteil) des fest zu zahlenden Aus-
gleiches gemäß § 3 (1) dieses Vertrages in der Weise, 
dass der vor der Stammkapitalherabsetzung gemäß § 3 (1) 
dieses Vertrages errechnete Gesamtbetrag unverändert 
bleibt.  

 

§ 4 Steuerumlagen 
 
(1) Der Organträger ist berechtigt, Steuerumlagen bzw. Ab-

schlagszahlungen hierauf in Höhe des Betrages zu erhe-
ben, den die Organgesellschaft bei Hinwegdenken der kör-
perschaftssteuerlichen Organschaft schulden würde. Der 
umlagefähige Betrag verringert sich um die aufgrund des 
Eigenergebnisses der Organgesellschaft von ihr geschul-
dete Körperschaftssteuer. Abschlagszahlungen auf Steu-
erumlagen sind zu den jeweiligen Körperschaftsteuervo-
rauszahlungsterminen fällig. Die nicht durch Abschlagszah-
lungen gedeckten Steuerumlagen sind einen Monat nach 
Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist der Körperschaftsteu-
ererklärung fällig. Entsprechendes gilt für die Rückerstat-
tung von Abschlagszahlung im Falle der Überzahlung. 

 
(2) Für den Fall, dass zwischen dem Organträger und der 

Organgesellschaft eine gewerbesteuerliche Organschaft 
besteht oder während der Vertragslaufzeit begründet wird, 
gilt Abs. 1 entsprechend. 

 

§ 4 Steuerumlagen 
 
(1) Der Organträger ist berechtigt, Steuerumlagen bzw. Ab-

schlagszahlungen hierauf in Höhe des Betrages zu erhe-
ben, den die Organgesellschaft bei Hinwegdenken der kör-
perschaftssteuerlichen Organschaft schulden würde. Der 
umlagefähige Betrag verringert sich um die aufgrund des 
Eigenergebnisses der Organgesellschaft von ihr geschul-
dete Körperschaftssteuer. Abschlagszahlungen auf Steu-
erumlagen sind zu den jeweiligen Körperschaftsteuervo-
rauszahlungsterminen fällig. Die nicht durch Abschlagszah-
lungen gedeckten Steuerumlagen sind einen Monat nach 
Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist der Körperschaftsteu-
ererklärung fällig. Entsprechendes gilt für die Rückerstat-
tung von Abschlagszahlung im Falle der Überzahlung. 

 
(2) Für den Fall, dass zwischen dem Organträger und der 

Organgesellschaft eine gewerbesteuerliche Organschaft 
besteht oder während der Vertragslaufzeit begründet wird, 
gilt Abs. 1 entsprechend. 

 

Keine Änderung in § 4. 
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(3) Soweit der Organträger gehindert ist, Steuerumlagen zu 
erheben, ist der Organträger berechtigt, wirtschaftlich 
gleichwertige Abschlagszahlungen auf die Gewinnabfüh-
rung zu erheben. 

 

(3) Soweit der Organträger gehindert ist, Steuerumlagen zu 
erheben, ist der Organträger berechtigt, wirtschaftlich 
gleichwertige Abschlagszahlungen auf die Gewinnabfüh-
rung zu erheben. 

 

§ 5 Wirksamwerden 
 
(1) Dieser Ergebnisabführungsvertrag bedarf zu seiner Wirk-

samkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung 
der Organgesellschaft sowie der Gesellschafterversamm-
lung und des Aufsichtsrates des Organträgers.  

 
(2) Der Vertrag wird mit Eintragung ins Handelsregister des 

Sitzes der Organgesellschaft wirksam und gilt rückwirkend 
ab dem Verschmelzungsstichtag des Vertrags über die 
Verschmelzung der Stadtwerke Erfurt Gasversorgung 
GmbH auf die Organgesellschaft. 

 

§ 5 Wirksamwerden 
 
(1) Dieser Ergebnisabführungsvertrag bedarf zu seiner Wirk-

samkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung 
der Organgesellschaft sowie der Gesellschafterversamm-
lung und des Aufsichtsrates des Organträgers.  

 
(2) Der Vertrag wird mit Eintragung ins Handelsregister des 

Sitzes der Organgesellschaft wirksam und gilt rückwirkend 
ab dem Verschmelzungsstichtag des Vertrags über die 
Verschmelzung der Stadtwerke Erfurt Gasversorgung 
GmbH auf die Organgesellschaft. 

 

Keine Änderung in § 5. 

§ 6 Vertragsdauer und Kündigung 
 
(1) Der Vertrag ist unbeschadet des Rechts der Kündigung 

des Vertrages aus wichtigem Grund bis zum Ablauf des 
31.12.2005 unkündbar. Als wichtiger Grund für die Kündi-
gung gilt auch der Verlust der Stimmenmehrheit des Or-
ganträgers an der Organgesellschaft. 

 
(2) Nach Ablauf des 31.12.2005 ist der Vertrag auf unbe-

stimmte Zeit geschlossen und kann zum Ende eines Ge-
schäftsjahres der Organgesellschaft schriftlich mit einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. 

 
 

§ 6 Vertragsdauer und Kündigung 
 
(1) Der Vertrag ist unbeschadet des Rechts der Kündigung 

des Vertrages aus wichtigem Grund bis zum Ablauf des 
31.12.2018 unkündbar. Als wichtiger Grund für die Kündi-
gung gilt auch der Verlust der Stimmenmehrheit des Or-
ganträgers an der Organgesellschaft. 

 
(2) Nach Ablauf des 31.12.2018 ist der Vertrag auf unbe-

stimmte Zeit geschlossen und kann zum Ende eines Ge-
schäftsjahres der Organgesellschaft schriftlich mit einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. 

 

§ 6 erhält neue Fassung. 
 

§ 7 Schlussbestimmungen 
 
(1) Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig 

in ihn aufgenommene Bestimmung ganz oder teilweise 
rechtsunwirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre 
Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, 
so wird die Wirksamkeit und die Gültigkeit der übrigen Be-

§ 7 Schlussbestimmungen 
 
(1) Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig 

in ihn aufgenommene Bestimmung ganz oder teilweise 
rechtsunwirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre 
Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, 
so wird die Wirksamkeit und die Gültigkeit der übrigen Be-

Keine Änderung in § 7. 
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stimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragsparteien 
sind vielmehr verpflichtet, in Ansehung ihrer Treupflicht ei-
ne unwirksame Bestimmung so umzudeuten, abzuändern 
oder neu zu fassen, dass der mit ihr beabsichtigte Zweck 
erreicht wird. Entsprechendes gilt für den Fall, dass sich 
herausstellen sollte, dass der Vertrag eine regelungsbe-
dürftige Lücke enthält. 

 
(2) Die nach diesem Vertrag in DM geregelten Zahlungsver-

pflichtungen, insbesondere die festgelegten Geldwerte, 
gelten – basierend auf dem festgelegten Umrechnungskurs 
– als in Euro vereinbart, sobald der Euro in der Bundesre-
publik Deutschland einzig gesetzlich zulässiges Zahlungs-
mittel ist. Es besteht Einvernehmen, dass die Umstellung 
auf den Euro weder ein Kündigungs- noch ein Rücktritts- 
oder ein Anfechtungsrecht begründet. 

 
(3) Für den Fall, dass dieser Vertrag geändert, aufgehoben 

oder gekündigt wird, gelten die Bestimmungen nach den 
§§ 295 bis 297 AktG enstprechend. Eine Änderungskündi-
gung dieses Vertrages und der Neuabschluss eines Unter-
nehmensvertrages, haben hinsichtlich des Neuabschlusses 
die gleichen Wirksamkeitsvoraussetzungen wie dieser Ver-
trag. 

 
 Dem außenstehenden Gesellschafter wird ein Auskunfts-

recht entsprechend § 293 g AktG auch für die Fälle der §§ 
295 bis 297 AktG eingeräumt.  

 
 Sollten gesetzliche Änderungen oder gerichtliche Urteile zu 

einer nicht vorhersehbaren Benachteiligung des außenste-
henden Gesellschafters führen, insbesondere hinsichtlich 
der Stimmrechte, ohne dass dieser Vertrag zwingend ge-
ändert werden muss, hat der außenstehende Gesellschaf-
ter das Recht, von den Vertragsparteien unverzüglich 
Nachverhandlungen zu verlangen, die zu einer Klärung 
und gegebenenfalls Rückgängigmachung dieser Nachteile 
führen, soweit durch die neu verhandelten Änderungen 
nicht die Wirksamkeit und Durchführung dieses Vertrages 

stimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragsparteien 
sind vielmehr verpflichtet, in Ansehung ihrer Treupflicht ei-
ne unwirksame Bestimmung so umzudeuten, abzuändern 
oder neu zu fassen, dass der mit ihr beabsichtigte Zweck 
erreicht wird. Entsprechendes gilt für den Fall, dass sich 
herausstellen sollte, dass der Vertrag eine regelungsbe-
dürftige Lücke enthält. 

 
(2) Die nach diesem Vertrag in DM geregelten Zahlungsver-

pflichtungen, insbesondere die festgelegten Geldwerte, 
gelten – basierend auf dem festgelegten Umrechnungskurs 
– als in Euro vereinbart, sobald der Euro in der Bundesre-
publik Deutschland einzig gesetzlich zulässiges Zahlungs-
mittel ist. Es besteht Einvernehmen, dass die Umstellung 
auf den Euro weder ein Kündigungs- noch ein Rücktritts- 
oder ein Anfechtungsrecht begründet. 

 
(3) Für den Fall, dass dieser Vertrag geändert, aufgehoben 

oder gekündigt wird, gelten die Bestimmungen nach den 
§§ 295 bis 297 AktG enstprechend. Eine Änderungskündi-
gung dieses Vertrages und der Neuabschluss eines Unter-
nehmensvertrages, haben hinsichtlich des Neuabschlusses 
die gleichen Wirksamkeitsvoraussetzungen wie dieser Ver-
trag. 

 
 Dem außenstehenden Gesellschafter wird ein Auskunfts-

recht entsprechend § 293 g AktG auch für die Fälle der §§ 
295 bis 297 AktG eingeräumt.  

 
 Sollten gesetzliche Änderungen oder gerichtliche Urteile zu 

einer nicht vorhersehbaren Benachteiligung des außenste-
henden Gesellschafters führen, insbesondere hinsichtlich 
der Stimmrechte, ohne dass dieser Vertrag zwingend ge-
ändert werden muss, hat der außenstehende Gesellschaf-
ter das Recht, von den Vertragsparteien unverzüglich 
Nachverhandlungen zu verlangen, die zu einer Klärung 
und gegebenenfalls Rückgängigmachung dieser Nachteile 
führen, soweit durch die neu verhandelten Änderungen 
nicht die Wirksamkeit und Durchführung dieses Vertrages 
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betroffen bzw. unmöglich gemacht wird. 
 

 

betroffen bzw. unmöglich gemacht wird. 
 

§ 8 Ausfertigung 
 
Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen von den Vertragspartei-
en unterzeichnet worden. Jeder Vertragspartner erhält eine Aus-
fertigung. 
 

§ 8 Ausfertigung 
 
Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen von den Vertragspartei-
en unterzeichnet worden. Jeder Vertragspartner erhält eine Aus-
fertigung. 
 

Keine Änderung in § 8. 

 




